
„Parlamentsgesetzliche
Grundlagen fehlen“

Mit dem Corona-Ausbruch
schlug die Stunde der Exe-
kutive. Nun müssten sich
die Parlamente die Hand-
lungshoheit wieder zurück-
holen, fordert der
Jurist Carsten Bäcker.

Herr Professor, wann darf ein
Grundrecht eingeschränkt wer-
den?

Grundrechte dürfen von der hoheit-
lichen Gewalt grundsätzlich nur
dann eingeschränkt werden, wenn
die jeweilige Einschränkung mit dem
Blick auf das damit verfolgte legitime
Ziel verhältnismäßig ist und durch
oder zumindest aufgrund eines par-
lamentarischen Gesetzes erfolgt.
Hinzu kommen eine Reihe von An-
forderungen an das Gesetz, die je
nach Grundrecht unterschiedlich
ausfallen können.

In der Pandemie wurden Frei-
heitsrechte durch Verordnungen
eingeschränkt: Es gab Vorschrif-
ten, wie viele Personen in einer
Privatwohnung zu Besuch kom-
men dürfen und ähnliches. Das
hatten wir in der Bundesrepublik
so noch nie. Wie bewerten Sie
das?

Die Maßnahmen zur Bekämpfung
der Pandemie und ihrer erwarteten
Folgen sind in ihrer Intensität für
den Einzelnen enorm, vor allem aber
in der Breite ihrer Wirkungen ex-
trem. Sie betreffen alle, wenn auch
nicht alle in gleichem Maße. So
etwas ist gänzlich außergewöhnlich,
es kennzeichnet eine auch grund-
rechtlich höchst dramatische Lage.
Es ist, aus demokratischer Perspekti-
ve, sehr unbefriedigend, dass diese
Maßnahmen hauptsächlich durch
exekutive Maßnahmen angeordnet
wurden und werden, und noch im-
mer kaum parlamentsgesetzliche
Grundlagen geschaffen wurden. Dies
irritiert auch vor dem Hintergrund,
dass die Pandemie jetzt offenbar vor
einer zweiten Welle steht und uns
wohl auch noch eine ganze Weile be-
schäftigen wird – was beides nicht
unerwartet kommt.

In den vergangenen Monaten ha-
ben Gerichte bereits rund 50 Mal
im Eilverfahren Exekutivmaß-
nahmen zur Corona-Pandemie
für verfassungswidrig erklärt, sie
sozusagen „kassiert“. Wie bewer-
ten Sie dies als Verfassungsrecht-
ler?

Trotz einiger Entscheidungen, in de-
nen Maßnahmen im einstweiligen
Rechtsschutz vereinzelt für verfas-
sungswidrig erklärt wurden, sind die
allermeisten Maßnahmen gehalten
worden. Es ist dabei eine Tendenz zur
strengeren Linie zu erkennen, der
das veränderte und sich über den
Sommer entspannende Infektions-
geschehen zugrunde liegt. Dies fin-
det seinen Grund darin, dass an der

Verhältnismäßigkeit drastischer Ein-
schränkungen desto mehr zu zwei-
feln ist, je weniger klar die Gründe
für diese Maßnahmen hinreichendes
Gewicht haben. Deswegen ist es ver-
fassungsrechtlich erforderlich, aber
auch politisch ratsam, die Gründe
für die Maßnahmen klar zu benen-
nen, über ihr abstraktes wie konkre-
tes Gewicht zu diskutieren, und zwar
angesichts der Dynamik der Pande-
mie immer wieder neu: Wie gefähr-
lich ist die Lage jetzt für die Gesund-
heit Einzelner, für ganze Bevölke-
rungsgruppen, für das gesamte Ge-
sundheitssystem; wie akut ist das Ri-
siko; wie wirken bestehende Schutz-
maßnahmen – und: Wie genau wis-
sen wir das alles? Der Trend zur Re-
gionalisierung und zur Begrenzung
von Maßnahmen auf Hotspots ist,
auch verfassungsrechtlich, ein richti-
ger Weg.

Der Sommer ist vorbei, man
spricht angesichts steigender In-
fektionszahlen wieder von Be-
grenzungen, will „die Zügel anzu-
ziehen“. Ist das per se verfas-
sungskonform?

Abgesehen von der unter Juristen
uneinheitlich beantworteten Frage,
ob die bestehenden parlamentsge-
setzlichen Grundlagen dafür ausrei-
chen, ist das wiederum vor allem
eine Frage der Verhältnismäßigkeit.
Ein sich dramatisierendes Infekti-
onsgeschehen wird verschärfte Maß-
nahmen rechtfertigen können. Ent-
scheidend ist, im Sinne des Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatzes, dass die
Maßnahmen wirksam das Infekti-

onsgeschehen bremsen können, dass
keine gleich wirksamen, aber weni-
ger grundrechtsintensiven Maßnah-
men zur Verfügung stehen, und dass
der Nutzen der Maßnahmen auch in
einem angemessenen Verhältnis zu
den durch sie verursachten Einbu-
ßen steht.

Ist es aus Ihrer Sicht gefährlich,
wenn der Staat mehr und mehr
statt durch Gesetze mittels Ver-
ordnungen regiert?

Für viele Bereiche sind Verordnun-
gen oder andere exekutivrechtliche
Maßnahmen sinnvoll und verfas-
sungsrechtlich unproblematisch.
Auch hier kennt das Verfassungs-
recht keine scharfen Grenzen; letzt-
lich hängt es von der grundrechtli-
chen Bedeutung einerseits und der

Eigenart des geregelten Bereichs an-
dererseits ab, was noch gesetzlich ge-
regelt werden muss und was schon
durch Verordnungen geregelt wer-
den kann. Für mein Dafürhalten
braucht die Pandemiebekämpfung
mehr Parlamentsgesetze.

Lassen sie mich anders fragen: In
einer Demokratie hat jeder Ein-
zelne nicht nur Rechte, sondern
auch Pflichten. Verantwortung
für andere geht damit einher.
Sollte der Staat nicht mehr an die
Verantwortung appellieren an-
statt mit Verordnungen zu regle-
mentieren?

Die ungeheuer einschneidenden
Maßnahmen, die gerade zu Beginn
der Pandemiebekämpfung verordnet
wurden, hätten ohne das breite Ver-
antwortungsempfinden in der Be-
völkerung nie funktioniert. Hier
wurde die Verantwortung aber durch
Verordnungen bestärkt, freilich un-
terstützt durch den absoluten media-
len Fokus auf die Dramatik der Pan-
demieentwicklung und Appelle füh-
render Politiker. Denken Sie nur an
die Fernsehansprache der Kanzlerin.
Insofern stehen Verordnung und
Verantwortung nicht in einem Ge-
gensatz, sie haben sich eher als wech-
selseitig verstärkend erwiesen.

Gerade schreckte eine Meldung
auf: Wer in Berlin-Mitte wohnt,
darf nicht mehr nach Schleswig-
Holstein. Bayern setzt auch auf
ein Beherbergungsverbot für Rei-
sende aus Hotspots. Ist das alle
noch verfassungskonform?

Vor dem Hintergrund der grund-
rechtlich gewährleisteten Freizügig-
keit im gesamten Bundesgebiet sind
derartige Maßnahmen höchst pro-
blematisch. Aber auch hier gilt: Die
Verlangsamung des Infektionsge-
schehens und der Versuch, die Kon-
trolle über die Ausbreitung zu behal-
ten, kann derartige Maßnahmen
rechtfertigen. Freilich sind die Rege-
lungen so zu treffen, dass es verhält-
nismäßig bleibt; in Schleswig-Hol-
stein etwa sollen die Vorgaben nicht
bei Familienbesuchen greifen. Derar-
tige Ausnahmen mildern die Ein-
griffsintensität ab, womit auch die
Rechtfertigungslast sinkt.

Demokratie braucht Debatten.
Kommt die Legislative ihrer ver-
fassungsgemäßen Aufgabe nach
oder ist die Stunde der Exekutive
noch nicht vorbei?

Die Stunde der Exekutive schlug vor
allem in der absoluten Frühphase.
Hier waren gesetzliche parlamentari-
sche Vorgaben nicht abzuwarten, die
Exekutive gefordert. Das ist heute,
viele Monate später und um viele Er-
kenntnisse reicher, sicher anders. Die
Legislative ist wieder am Zug; sie
agiert meines Erachtens aber zu zö-
gerlich. Einen Grund findet dies si-
cher auch darin, dass die außeror-
dentlichen Exekutivmaßnahmen,
die wir noch eine Weile brauchen
werden, nicht einfach kompetenz-

rechtlich verstetigt werden sollen.

In der ersten Krisen-Phase war es
ja noch nachvollziehbar, dass ein
kleiner Stab sich die Expertise
von Wissenschaftlern eingeholt
und schnell gehandelt hat: Ist
das Vorgehen der Regierung mo-
mentan noch verfassungsrecht-
lich richtig?

Es ist ohne Frage richtig, dass sich die
Regierungen in Bund und Ländern
gerade in dieser Frage von Anfang an
wissenschaftlich beraten lassen ha-
ben. So deutlich wie hier wurde das
bislang allenfalls in volkswirtschaft-
lichen Prognosen gehandhabt. Aber
es ist ebenso richtig, dass die Debatte
um die Pandemiebekämpfung lange
recht monopolisiert wirkte, diszipli-
när wie personell – und vor allem
auch wenig kontrovers geführt wur-
de, in der Öffentlichkeit wie in den
Parlamenten. Das ist inzwischen bes-
ser geworden.

Verordnen ist einfacher als über-
zeugen: Gibt es verfassungsrecht-
liche Schranken, damit sich die

Regierung nicht am Ende in der
„Notfallgesetzgebung“ oder gar
Notstandspolitik gefällt und sie
weiterführt?

Der verfassungsrechtliche Normal-
zustand kennt keine Notfallgesetzge-
bung. Es ist allerdings eine lebendig
diskutierte Frage, ob wir uns seit
Ende Februar nicht mehr in der ver-
fassungsrechtlichen Normallage be-
finden. Sicher ist, dass unsere verfas-
sungsrechtliche Basis schwer er-
schüttert wurde; die Gefahr einer
dauerhaft undemokratischeren Ver-
teilung von Rechtsetzungskompe-
tenzen sehe ich aber nicht. Auch da-
für ist es wichtig, dass die Legislative
sich wieder ihrer Funktionen verge-
wissert und sie selbst ausübt.

Die Fragen stellte
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Der Bundestag repräsentiert mit seinen frei gewählten Abgeordneten das deutsche Volk – von de laut Grundgesetz
alle Macht ausgeht. In Corona-Zeiten sind die Mitsprachemöglichkeiten der Abgeordneten jedoch eingeschränkt.
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Drei wesentliche Teile der Staatsgewalt
Gewaltenteilung ist heute ein Er-

kennungszeichen jeder wirkli-
chen Demokratie. Die Staatsgewalt
in der Bundesrepublik Deutschland
wird in drei Teile aufgeteilt:

V die gesetzgebende Gewalt, auch
Gesetzgebung oder Legislative ge-
nannt,

V die ausführende oder vollzie-
hende Gewalt, auch Exekutive ge-
nannt,

V die rechtsprechende Gewalt,
auch Rechtsprechung oder Judikati-

ve genannt.
Diese Gewalten sollen sich gegen-

seitig kontrollieren, damit nur Weni-
ge nicht Zuviel alleine entscheiden
können. Das Parlament kommt als
Gesetzgebendes Organ eine wichtige
Kontrollfunktion der Regierung.

„In erster Linie müssen die Gerich-
te von der Regierung unabhängig
sein und sich nur nach den Gesetzen
richten. In Deutschland kann das
höchste Gericht, das Bundesverfas-
sungsgericht (Teil der Judikative),

den Bundeskanzler (Teil der Exekuti-
ve) und ebenso den Bundestag (Teil
der Legislative) stoppen, wenn sie
etwas tun oder beschließen, was ge-
gen die Verfassung verstößt“,
schreibt die Bundeszentrale für Poli-
tische Bildung (bpb). Regierung (Exe-
kutive), Gesetzgebung (Legislative)
und Rechtsprechung (Judikative)
sollten auf verschiedene Organe im
Staat verteilt werden, forderten die
ersten demokratischen Vordenker
vor einigen Hundert Jahren.

„Exekutive und Legislative stehen
sich jedoch in einer parlamentari-
schen Republik wie der Bundesrepu-
blik Deutschland nicht mehr als Ge-
genspieler gegenüber. Im Gegenteil:
Sie sind personell miteinander ver-
flochten (Gewaltenverschränkung):
Eine Parlamentsmehrheit, die Regie-
rungskoalition, wählt einen Abge-
ordneten zum Regierungschef (Bun-
deskanzler), der trotzdem zugleich
weiterhin Abgeordneter bleibt“, so
die bpb

Bei einer Regierungskoalition wie
etwa durch eine Groko birgt das we-
nig Konfliktpotenzial, denn die die
regierungsbildenden Parteien sind
bestrebt, Programme in Gesetze und
damit in Politik umzusetzen. Der Op-
position kommt damit eine wichtige
Rolle zu. K.D.
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